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Ludewig von Gottes 

Gnaden Grofsherzog von 
Hessen und bey Rhein. 



Nachdem Wir die, in Gemäsheit 

des Artikels xxi. Unsers Edicts vom 
xvui. März d. J. über die landständi- 
sche Verfassung, geäufserten Wün- 
sche Unsrer getreuen Stände über 
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die constitutionellen Bestimmun- 
gen vernommen und in Beziehung 
auf dieselben ünsre Entschliefsun- 
gen gefa(st haben, so finden Wir 
Uns nunmehr bewogen, diese Ent- 
schliefsungen und die durch die- 
selben nicht abgeänderten verfas- 
sungsmälsigen Bestinmiungen Un- 
sers Edicts vom xvin. März d. J. über 
die landständische Verfassung, so 
wie auch aus dem Wahlgesetze, 
der Geschäftsordnung, dem Edicte 
über das Staatsbürgerrecht und 
dem Edicte über den Staatsdienst 
in eine Urkunde zusammenzufas^ 
sen und Wir verordnen daher 
Tolgendes, als 
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Die 

f^erfassung des Gro/i/ierzoglhums. 



Titel I. 

V^on dem Grqfsherzogthum und dessen 
Regierung im AUgemmnen, 

Artikel i. 

^ J)8»<jhrefeh«tftog&fSn bildet einen 

BesUuidLheil des deutlichen Bundes. 

Artikel 

Die Beschlüsse der Bundesver- 
sammlung, welche die verfassungs- 
mäßigen Verhältnisse Deutsch- 



lands, oder die Yerhältnisse deut- 
scher Staatsbürger im Allgemeinen 
betreffen, bilden einen Theil des 
Hessischen Staatsrechts^ und haben, 
wenn sie von dem Grolsherzoge ver- 
kündet worden sind, indemGroß- 
herzogthume verbindende Kraft. 

Hierdurch wird jedoch die Mit- 
wirkung der Stände in Ansehung 
der Mittel zurErfullmig derBundes- 
Yerbindlichkeiten, in so weit die- 
selbe verfassungsmäfsig begründet 
ist» nicht ausgeschlossen. 

Artikel 3. 

Das GroTsherzogthum bildet, in 

der Gesammt-Vereimgung der äl- 
teren und neueren Gebietstheile» 
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ein zu einer und derselben Verfas- 
sung verbundenes Ganze. 

Artikel 4 

Der Grofsherzog ist das Obei^ 
häupt des Staiats , vereinigt in Sich 
alle Rechte der StaaLsgewalt und 
übt sie , unter den von Ihm gege- 
benen, in dieser Verfes8ungsurkun- 
de festgesetztenBestimmungen,aus. 
. Seine Person ist heilig und un- 
verletzlich. ^ 

Artikel 5. 

Die Regierung ist in dem Grols- 
herzoglichen H?Luse erblich nach 
Ei'stgeburt und Linealfolge, ver- 
möge Abstammung aus ebenbiir- 



tiger, mit Bewilligung des Grofe- 

herzogs geschlossener Ehe. 

In Ermangelung eines durch Y er- 
wandschaft, oder Erb -Verbrüde- 
rung zur Nachfolge berechtigten 
Prinzen geht die Regierung auf das 
weibhche Geschlecht über. Hier- 
bei entscheidet Nähe der Verwand- 
schaft mit dem letzten Grofeher- 
zoge, bei gleicher Nähe das Alter. 

Nach dem üebergang gilt wieder 
der Vorzug des Mannsstamms. 

Die diesen Grundsätzen gemäisen 
näheren Bestimmungen, so wie die 
Bestimmungen über die Regentr 
Schaft während der Minderjährig- 
keit, oder anderer Verhinderung 
des Grofsherzogs , werden durch 



Digitized by Google 



das Hausgesetz festgesetzt, welches 
in so ferne einen Jiestaiidliieil der 
Yer&ssung bildeL 



Titel IL 

Von den Domänen. 
Artikel 6. 

Ein Drittheil der sammtlichenDo» 

mänen, nach dem Durchschnitts- 
betrag der reinen Einkünfte berech-* 
net , wird , nach der Auswahl des 
Grolsherzogs, an den Staat abg^ 
geben , um , mittelst allmäligen 
\ erkaufs, zur Schuldentilgung ver- 
wendet zu werden. 



Artik«! 7. 

Die Übrigen zwei Drittlieile bil- 
den das schuldenfreie, unveiäulser- 
liche Familien Eigenthum desGrofe- 
herzoglichen Hauses. 

Die Einkünfte dieses Familien- 
guts, worüber eine besondere Be- 
rechnung gefuhrt wird, sollen je- 
doch in dem Budjet au%efuhrt, 
und zu den Staatsausgaben ver- 
wendet werden^ die zu den Bedürf- 
nissen des Grofsherzoglichen Hau- 
ses und Hofes erforderlichen Sum- 
men sind aber darauf vorzugs- 
weise radicirtund, ohne ständisciie 
Einwilligung, soll auch von diesem 
Familiengute nichts veiiiypoLliccirt 
werden. 
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Artikel 8. 

Bei künfligen En^^eibiingea wird, 
nach den Rechtstiteln des Erwerbs» 
festgesetzt werden , ob sie zu dem 
Staats- oder dem Familien -Ver- 
mögen gehören. 

Artikel 9. 

Das Yeräufserungs-^'^erbot des 
Art- 7. bezielit sich nicht auf die 
Staats- und Regierungs- Handlun- 
gen mit auswärtigen Staaten, 

Auch sind darunter der Verkauf 
entbehrlicher Gebäude, der in an- 
dern Staaten gelegenen Güter und 
Einkünfte, die Vergleiche zu Be- 
endigung von Rechtvsstreitigkeiten, 
die blolsen Austauschungen und 



die Ablösung des Lelms- und Erb- 
leih -Verbands, der Grundzinsen 

und der Dienste nicht begi illen. 

In allen diesen Fällen wird aber 

den Ständen eine Berechnung über • 
den Erlöls und dessen Wiederver- 
wendung zum Grundstöcke vor- 
gelegt werden. 

Artikel lo« 

Eben dieses gilt auch von den 

zum Staats- Vermögen gehörenden 
Domänen, wenn, nach Abzahlung 
der Schulden, der Erlöfs aus den 
Veräufserungen nicht mehr zur 
Schuldentilgungs - Kasse abzulie- 
fern ist. 
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Artikel ii. 

Dem G rolsherzog sieht das Recht 
zu, heimgefaUraie Lehen wieder zu 

veiieihen. 



Titel IIL 

Fon den allgemeinen Rechten und PßicMen 

der Hessen. 

Artikel 12. 

Der Genuß aller bürgerlichen 

Rechte in dem Grofsherzogtliume, 
sowohl der Privatrechte , als der 
öfientlichen (oder des Staatsbür^ 
gerreclits) stellt nur Inländern zu. 



Artikel i3. 

Das Recht eines Inländers (In- 
digenat) wird emorben: 

1. ) durch die Geburt für denjeni- 

gen, dessen A'ater oder Mut- 
ter damals Inländer waren ; 

2. ) durch Verheuralhving einer 

Ausländerin mit einem In- 
länder; 

3. ) durch Verleihung eines Staats- 

amts; 

4) durch besondere Aufnahme. 

Artikel i4 

Staatsbürger sind diejenigen voll- 
jährigen Inländer männlichen Ge- 
schlechts, welche in keinem frem- 
den persönlichen Unterthans-Ver- 
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band stehen und wenigstens drei 
Jahre in dem Grofsherzogthume 
wohnen. 

Die in dem Besitze einer, oder 
mehrerer Standesherrschaften sich 
befindenden Häupter der jetzigen 
standesherrlichen FamiUen haben 
jedoch das Staatsbüi^errecht un- 
geachtet eines fremden persönU- 
chen UnterthanS'^yerband& 

Artikel i5. 

Nicht christliche Glaubensgenos- 
sen haben das Staatsbürgerrecht 
alsdann» wenn es ihnen das Ge- 
setz verliehen hat , oder wenn es 
Einzelnen entweder ausdrückücfa, 
oder, durch Uebertragung eines 



Staatsamts » stillschweigend verlie- 
hen wird. 

Artikel 

Jede rechtskräftige Verurthei- 
lung zu ein^ peinlichen Strafe zieht 
den Verlust des Staatsbürgerreciits 
nach sich. 

Seine Ausübung wird gehindert: 

1) durch Versetzung in den 
peinlichen Anklage -Stand, 
oder Verhängung der Spe- 
cial - Inquisition ; 

2) durch das Entstehen eines 
gerichtüchen Concurs-Ver- 
ßdirens über das Vermögen 

' bis zur vollständigen Befrie- 
digung der Gläubiger; 
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* 3) währead der Dauer einer 

Curatel und 
4) fiir diejenigen, welche für 
die Bedienung der Person, 
oder die Haushaltung eines 
Andern Kost oder Lohn em- 
pfangen, während der Dauer 
dieses Verhältnisses. 

Artikel - 17. 

Das Recht des Inländers geht 

verloren : 

1) durch Auswanderung; 

2) durch Verheurathung an ei- 
nen Ausländer. Die Wittwe 
erhält jedoch die Rechte ei- 
ner Inländerin wieder, wenn 
sie entweder im Grolsherzog- 



thum geblieben ist, oder da- 
hin,mit Erlaubnifs der Staats- 
regierung und unter der Er- 
klärung, sich darin nieder- 
lassen zu wollen, zuiück- 
kehrt 

Artikel 18. 

Alle Hessen sind vor dem Gesetze 

• * 

gleich, 

Artikel 19. 

Die Geburt gewährt Keinem eine 
YorzüglicheBereditigung zu ii^end 
einiem Staatsamte. 

Artikel ao* 

Die Verschiedenheit der in dem 
Grolsherzogthume anerkannten 
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christlichen Confessionen hat kei- 
ne Verschiedenheit in den politi- 
schen , odei* bürgerhchen Rechten 
zur Folge. 

Artikel 21. 

Den anerkannten christlichen 
Confessionen ist freie und öffent- 
liche Ausübung ihres Religions^ 
Gultus gestattet. 

Artikel 2a. 

Jedem Einwohner des Grolsher- 
zogthums wird der Genufe voll- 
kommener Gewissensfreiheit zu- 
gesichert. Der Vorwand der Ge- 
wissensfreiheit darf jedoch nie ein 
Mittel werden, um sich irgend 



einer, nach den Gesetzen obliegen- 
den Verbindlichkeit zu entziehen. 

Artikel 23. 

Die Freiheit der Person und des 

Eigenthums ist in dem Grofsher- 
zogthume keiner Beschränkung 
unterworfen, als welche Recht 
und Gesetz bestimmen. 

Artikel ^4 

Jedem Hessen stehet das Recht 
der freien Auswanderung, nach den 
Bestinunungen des Gesetzes, zu. 

Artikel a5* 

Die Leibeigensdiait bleibt, nach 

den defsfalls bostehenden Gesetzen, 
für unmer au%ehoben. 



Artikel 

Ungemessene Frohnden können 
nie Statt finden und die gemesse- 
nen sind ablösbar. 

Artikel 27. 

Das Eigenthum kann für öfFent- 
liche Zwecke nur gegen vorgängige 
Entschädigung, nach dem Gesetze, 
in Anspruch genommen werden. 

Artikel 28* 

In aufserordenllichen Nothfallen 
ist jeder Hesse zur Vertheidigung 
des Vaterlands verpflichtet und 
kann für diesen Zweck zu den 
Waffen gerufen werden. 
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Artikel 29. 

Jeder Hesse, für welchen keine 
yer&ssungsmäßige Ausnahme be- 
steht, ist verpflichleL, an der oi^- 
dentUchen Kriegsdienstpflicht An- 
theil zu nehmen* Bei dem Aufrufe 
zur Erfüllung dieser Yerbindlich- 
keit entscheidet unter den gleich 
Verpflichtelen das Loos, mit Ge- 
stattmig der Stellvertretung. 

Artikel 3o. 

Alle Hessen sind zu gleichen 

staatsbürgerlichen Veibindliclikei- 
ten und zu gleicher Theilnahme 

an den Staatslasten verpflichtet, 
in so ferne sie nicht eine verfas- 
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sungsmäfsige Ausnahme für sich 
in Anspruch zu nelunen haben. 

Artikel 3i. 

Niemand soll seinem gesetzhchen 

Richter entzogen werden. 

Artikel 32. 

Das Materielle der Justiz-Erthei- 
lung und das gerichtliche Verfah- 
ren , innerhalb der Grenzen seiner 
gesetzhchen Form und Wirksam- 
keit, sind von dem Einflüsse der 
Regierung miabhängig. 

Artikel 33» 

Kein Hesse darf anders, als in 
den durch das Recht und die Ge- 



setze bestimmten Fäilen und For- 
men, verhaReL, oder besLiall wer- 
den. 

Keiner darf länger, als 48 Stun- 
den , über den Grund seiner Ver- 
haftung in Ungewifsheit gelassen 
werden und dem ordentlichen 
Richter soll, wenn die Verhaftung 
von einer andern Behörde gesche- 
hen ist, in möglichst kurzer Frist 
von dieser Verhaftung die erforder- 
liche Nachricht gegeben werden. 

Artikel 54 

Die Richter können nur durch 

gerichtliches Eikeimtnifs entsetzt, 
sie können aucli nicht wider ihren 
Willen entlassen und nurdergestalt 
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versetzt werden, dafe sie in dersel- 
ben Dienst-Cathegorie verbleiben 
und weder im Gehalte, noch in 
dem Dienstgrade zurückgesetzt 
werden. 

Die Directoren der Justiz-CoUe- 

gien bleiben jedoeh den allgemei- 
nen Bestimmungen der Dienst- 
Pragmatik unterworfen. 

Artikel 35. 

Die Presse und der Buchhan- 
del sind in dem Grofsherzog- 
thume frei, jedoch unter Befol- 
gung der gegen den Misbrauch 
bestehenden, oder künftig erfol- 
genden Gesetze. 
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Artikel 36. * 

Jedem steht die Wahl seines 
Berufes und Gewerbs, . nach eige- 
ner Neigung, frcL Unter Beobach- 
tung der hmsichthch der Vorbe- 
reitung zum Staatsdienste beste- 
henden Gesetze, ist es jedem über- 
lassen, sich für seine Bestinunung, 
im Inlande, oder Auslande, aus- 
zubilden. 
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Trm. IV. 

Fbn den besondem Bechten des Adds. 
Artikel 37. 

Die Rechtsverhältnisse der Staii*- 

desherren werden durch das dar- 
. über erlassene £dict vom xvii. Fe- 
bruar 1820 bestimmt, welches ei- 
nen Bestandtheil der Verfassung 
büdet* 

Artikel 38. 

Die besonderen Rechtsverhält- 
nisse des Adels genieisen den 
Schutz der Y er&ssung. 



< 



Titel V; 

Fan den Kirchen, den Unterrichts- und 
FFohlthätigkeitS'- AnslaUen, 

Artikel 39* 

Die innere Kirchen -Verfassung 
geniefst auch den Schutz der poli- 
tischen. 

Artikel 4o> 

■ 

Verordnungen der Kirchenge- 
walt können, ohne vorgängige 
Einsicht und Genehmigung des 
- Gröläierzogs , weder verkündigt, 
hoch vollzogen werden. 
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^ ' Artikel 4i- 

Die Geistlichen sind in ihren 
bürgerlichen Verhältnissen und bei 
stramaren Handlungen , welche 
nicht blofse Dienst-Vergehen sind, 
der weltlichen Obrigkeit unter- 
worfen. 

Artikel 4a. 

Die Beschwerden über Misbrauch 
der kirchlichen Gewalt können 
jederzeit bei der Regierung ange- 
bracht werden. 

Artikel 43. 

Das Kirchengut, das Vermögen, 
der vom Staate anerkannten Stif- 
tungen, "Wohlthätigkeits- so wie 
der höheren und niederen Unter- 



richts - Anstalten genießen des 

besonderen Schutzes des Staats 
und können unter keiner Voraus- 
setzung dem Finanz -Vennögen 
einverleibt werden. 

* Artikel 44 

Die Fonds der milden Stiftungen 
zur Beforderang der Gottesvereh- 
rung , des Unterrichts und der 
Wohlthätigkeit können nur mit 
ständischer Einwilligung zu einem 
fremdartigen ZwedLe verwendet 
werden. 
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Titel VI. 

Von den Gemeinden. 



Artikel 45. 

Die Angelegenheiten der Ge- 
meinden sollen durch ein Gesetz 
geordnet werdien , welches als 
Grundlage die eigene selbststän- 
dige Verwaltung des Vermögens 
diu ch von der Gemeinde Gewählte, 
unter der Oberaufsicht des Staats» 
aussprechen wird. Die Grundbe- 
stinunungen dieses Gesetzes wer- 
den einen Bestandtheü der V erfash 
sung bilden. 



Artikel 46. 



Das Vermögen der Gemeinden 
kann, unter keiner Voraussetzung, 
dem Finanz-Vermögen einverleibt 
werden. 



Titel VII. 

Fon dem Slaaisdiensie, 
Artikel 47. 

Niemand kann. ein Staatsamt er- 
halten, ohne seine Fähigkeit dazu, 
durch ordnuhgsmäisige Prüfung, 
bewiesen zu haben. 



Bei solchen» welche im Auslande 

bereits Staalsäniter bekleidet und 
dadurch ihre Fähigkeit bewährt 
haben, leidet diese Regel eine 
Ausnahme. 

Artikel 48. 

Anwartschaften auf Staatsämter 
finden nicht Statt 

Artikel 49. 

Die gesetzlichen Bestimmungen 
über die Pensionirung der Staats- 
Diener und die Rechte derselben 
aus den bestehenden Instituten der 
Wittwen - und Waisen - Kassen 
stehen unter dem Schutze der 
Verfassung. 



Denselben Schutz geniefsen ins- 
besondere auch die durch die 
Dienst . Pragmatik bestimmten 
Rechte der Militär -Personen auf 
die gesetzlichen Pensionen. 

Artikel 5o. 

Untersucilungen gegen Staats- 
diener wegen Dienstverbrechen 
können nicht niedergeschlagen 
und Staatsdiener, welche des 
Dienstes dergestalt entsetzt wor- 
den sind, dafs das Urtheil ihre Un- 
föhigkeit, im Staatsdienste wieder 
angestellt zu werden, ausdrückhch 
ausgesprochen hat , nie im Staats^ 
dienste wieder angestellt werden. 
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Titel VUI. 

Fon den Landständen. 
Artikel 5i- 

Die Stände des Grofsherzogthums 
bilden Zwey Kammern. 

Artikel 5a. 

Die erste Kammer wird gebil- 
det : 

1.) aus den Prinzen des Grolsher^ 
zoglichen Hauses; 

2O aus den Häuptern standes- 
herrlicher Familien, welche 
sich in dem Besitze einer oder 
mehrerer Standesherrschaf- 



54 



ten befinden, nach dem §. 16. 

des Edicts über die standen- 
herrlichen Verhältnisse; 

3.) aus dem Senior der Familie 
der Freiherrn von Riedesel j 

40 aus dem katholischen Lan- 
desbischof. Im Falle der 
£rledigm]g des Stuhls wird 
der Grofsherzog einem aus- 
gezeichneten katholischen 
Geistlichen den Auftrag er- 
theilen, an der Stelle des 
Bischöfe bei dem Landtag zu ^ 
erscheinen ; 

5.) aus einem protestantischen 
Greistlichen , welchen der 
Grofi)heizog dazu auf Le- 
b^iszeit» mit der Würde 
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eines Prälaten, ernennen 

wird ; 

60 aus dem Kanzler der Landesr 

. Univei-sität, oder dessen Stell- 
vertreter ; 
7.) aus denjenigen au^ezeichne- 
tenStaatsbürgern, welche der 
Groisherzog auf Lebens- Zeit 
dazu berufen wird. Diese Er^ 
nenniingcn sollen nicht über 
die Zahl von 16 Mitgliedern 
ausgedehnt . werden, 

Artikel 5^ 

Die Zweyte Kammer wird ge- 
bildet: 

1.) aus sechs Abgeordneten, wel- 
che der in dem Grofsherzog- 



36 %»«^ 



thume genügend mit Grund- 

eigenthuni angesessene Adel 
aus seiner Mitte wählt; 
2,) aus Zehn Abgeordneten der- 
jenigen Städte, welchen, um 
die Interessen des Handels, 
oder alte a( litbare Erinnerun- 
gen zu ehren, ein besonderes 
Wahlrecht zustehet 
Diese Städte sind: 
Ä.) die Residenzstadt Darm- 

stadtj 

die Stadt Mainz ^ 

von welchen jede 2 Abgeord- 
nete zu wälilen hat; 

e.) die Stadt Gießen, 

d) die Stadt Offenbach, . 
e.) die Stadt Friedberg, 
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f) die Stadt Alsfeld, 

g) die Stadt ff^orms, 
A.) die Stadt Bingevh 

von welchen jede einen Abge- 
ordneten wählt; 

3.) aus 34 Abgeordneten, welche 
nach Wahldistricten gebildet, - 
von den nicht mit einem be- 
sonderen Wahlrechte begab- 
ten Städten und den Land- 
gemeinden» gewählt werden. 

Die Art und Weise, wie die durch 
diesen Artikel bestimmten Wahl- 
rechte ausgeübt werden, setzt das 
Wahlgesetz fest 



Artikel 54 

Die geboraen Mitglieder der er- 
sten Kammer können von ihrem 
Rechte, nur daim Gebrauch ma- 
chen , wenn sie das 25ste Lebens- 

jahr zurückgelegt haben uiul ihnen 
in Hinsicht auf die Ausübung staaUr- 
bürgerlicher Rechte kein Hinder- 
nilö entgegen steht. 

Artikel 55. 

Die Abgeordneten zur zweiten 

Kammer müssen Staatsbürger seyn, 
welche das 3oste Jahr zurückgelegt 
haben und ein, zur Sicherung einer 
unabhängigen Existenz genügendes 
Einkommen besitzen. 
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Als ein solches wird für die Wah- 
len des Adels betrachtet, wenn der 
zu wählende adliche Grundeigen- 
thümer 3oo fl. direete Steuern für 
eigenthümliches , oder nutzniefs- 
liches Vermögen jährlich entrich-r 
tet. 

Für die übrigen Wahlen wird 

erfordert, dafs der zu Wählende 
loo IL direete Steuern jäluiich ent- 
richte,- oder als Staatsdiener einen 
ständigen jährlichen Gehalt von 
wenigstens looo fL beziehe. ^ 

Wenn jedoch in einem Wahl- • 
Bezirke keine 25 W^ählbare, welche 
loo fl. direete Steuern entrichten, 
vorhanden seyn sollten, so soll die 
Zahl 25 durch die zunächst höchst 



4o 

Besteuerten in diesem Bezirke, mit 

Wälilbaikeit für das ganze Land, 
ei^t werden. 

Artikel 56. 

An den Wahlen des Adels neh- 
men alle adliclie Grmideigenthü- 
mer, welche 3oo fl. directe Steuern 
entrichten , und das 3osle Lebens-' 
jalir zurückgelegt haben, Theil. 

Mitglieder der ersten Kammer 
können daran nicht als Wähler 
Antheil nehmen. 

Artikel 57. 

Die Ernennung der Abgeordne- 
ten der Städte und der Wahldistrio 
te geschieht durch drey Wahlen. 
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Die erste Wahl bestimmt die Be- 

voHuiächtigleii. Von diesen wer- 
den' die Wahlmänner und von den 

letzten die Abgeordneten gewählt. 

Zu Wahlmänneni wählbar sind 
die 60. höchstbesteuerten, in dem 
Districte wohnenden Staatsbürger, 
welche wenigstens 3o Jain^ alt sind. 

Die Anzahl der für jeden District 
und für jede Stadt, sie möge einen 
oder zwei Abgeordnete zu ernen- 
nen haben , zu wählenden AVahl- 
männer wird auf 25. festgesetzt 

An keinen der in diesem Artikel 

bcsliniiiilcn Wahlen kann ein Mit- 
glied der ersten Kammer, oder ein 
bei den Wahlen des Adels Stimme 



• fähiger, oder Wählbarer Antheil 
nehmen. 

Artikel 58. 

* 

Ein Mitglied der ersten Ivammer 
kann nicht zur zweiten gewählt 
werden. 

Artikel 69. 

Alle Wahlen der Abgeordneten 
geschehen auf 6 Jahra Es ist aber 
nicht verboten, nach dem A1)laiifc 
dieser Zeitperiode, den Gewählten , 
wieder auf 6 Jahre zu wählen. 

Während dieser Zeit fmdet eine 
neue Wahl von Abgeordneten für 
den Rest der 6 Jalire nur dann 
Statt: 
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1 . ) wenn ein Abgeordneter stirb l, 

oder unfäliig wird; 

2. ) wenn ein Gewählter die Wahl 

ablehnt Dieses kann er aber 
nur wegen ärztlich beschei- 
nigter Krankheit, oder wenn 
häushche Verhältnisse, nach 
dem Zeugnisse der vorge- 
setzten Jieiiöide, die pei^ön- 
liche Gegenwart des Gewähl- 
ten zu Hause wesentlich er- 
• fordern. Auch die Slaalsdie- 
ner sind an diese Regel ge- 
bunden, wenn iiinen nicht 
der Urlaub versagt wird. 
Veränderungen in der Steuer- 
quote, oder dem Dienstverhältnisse 
während der Dauer eines Land- 
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tags machen für diesen'Landtag 

nicht unfähig, den Fall der Ent- 
setzung vom Dienste, oder der 
Suspension vom Diensle und Ge- 
halte, oder des Verlusls, oder der 
Suspension des Staatsbürgerrechts 
ausgenommen. 

* » 

Artikel %o< 

Wer als Mitglied der einen, oder 
der andern Ivanniier auf Landtagen 
erscheinen will, darf nie wegen Ver- 
brechen, oder Vergehen, die nicht 
blos zur niedern Polizey gehören, 
vor Gericht gestanden haben, ohne 
gänzhch freigesprochen w orden zu 
seyn* 
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Artikel 6i. 

Weder in der ersten, noch in 

der zweiten Kammer darf maii 
sein Stimmrecht dm'ch einen Stell- 
vertreter ausüben lassen, oder für 
seine Stimme Instructionen an- 
nehmen. 

In dem Falle jedoch, wenn ein 
Standesherr durch Minderjährig- 
keit, oder Curatel abgehalten wird, 
tritt der Agnat, welcher die Vor- 
mundschaft, oder Curatel fuhrt, 
an dessen Stelle, vorausgesetzt, 
dais derselbe in jeder Hinsicht als 
gehörig qualificirt erscheint. Auch 
soll ein Standesherr in solchen Fäl- 
len, wo er durch Gründe, welche 
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auch in der zweiten Kammer en1> 

schuldigen, veiiiiudert wäre, wenn 
die erste Kammer diese Gründe 
für zulänglich eikcniiel, das Recht 
haben 9 sich durch den nächsten 
Agnaten, wenn dieser gehörig 
qualificirt ist, für diesen Landtag 
vertreten zu lassen. 

Dieses Recht steht, unter den- 
selben Bedingungen , auch dem 
Senior der Familie der Freiherren 

von Jliedese/ zu. 

Nie darf aber ein solcher Stell- 
vertreter nach Instructionen han- 
deln und nie, eben so wenig wie 
ein aus eigenem Rechte Berech- 
tigter, mehrere Stimmen fuhren. 
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. Artikel 6a. 

In beiden Kammern haben die 
Mitglieder des Geheimen Staats- 
Ministeriums und die ernannten 
Landlags-Commissarien freien Zu- 
tritt ohne Stimmrecht. 

Artikel 65. 

Der Grofcherzog allein hat das 
Recht, die Stände zu berufen und 
die ständische Versammlung zu ver- 
tagen , aufzulülsen und zu schhes- 
sen. 

Eine willkührhche Vereinigung 
der Stände, ohne Einberufiing, 
oder nach dem Schlüsse, der Ver- 
tagung, oder Auflöisung, ist gesetz- 
widrig und strafbar. 



Artikel 64 

Der Grofsherzog wird die Stände 

wenigstens alle drey Julue ver- 
sammeln. 

Im Falle einer Auflöfeung wird 
Er binnen 6 Monaten eine neue 
Stände-Versammlung berufen. 

Artikel 65. 

In dem Falle einer Auflöfeung 

erlöschen alle RecliLe aus den bis- 
herigen Wahlen, und es müssen 
für die neu einberufene ständische 
Versammlung neue Wahlen Statt 
finden. Bei diesen Wahlen sind 
jedoch auch die fi üher Gewählten 
wählbar. ^ 
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Artikel 66. 

Die Stände sind nur befugt, sich 
mit denjenigen Gegenständen zu 
beschäftigen, welche die naclifol- 
genden Artikel zu ihrem Wirkungs- 
Kreise verweisen. 

Die Ueberschreitung dieser Be- 
fugnils ist eben so zu betrachten, 
wie eine wülkührüche Vereini- 
gung. 

Artikel 67. 

Ohne Zustinmiung der Stände 

kann keine directe, oder indirecte 
Auilage ausgeschrieben» oder erho- 
ben werden. 

Das Finanzgesetz, welches immer 
auf 3 Jahre gegeben wird» soll zu- 



- erst der zweiten JCaimner vorge- 
legt werden, welche darüber, nach 
einer vorherigen vertraulichen Be- 
sprechung mit der ersten Kammer 
durch die Ausschüsse, üire Be- 
schlüsse zu fiissen hat 

Die Beschlüsse der zweiten Kam- 
mer kann die erste nur im Ganzen 
annehmen , oder verwerfen. . 

Geschieht das Letztere, so wird 
das Finanzgesetz in einer Versamm- 
lung der vereinigten beiden Kam- 
mern, unter dem Vorsitze des 
Präsidenten der ersten, discutirt 
und der Beschhifs nach absoluter 
Stimmen -Mehrheit gefa&t 
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Artikel 68. 

Die Bewilligungen dürfen von 
keiner Kammer an die JBedingung 
der Erfüllung bestimmter Deside- 
rien geknüpft werden. 

Beide Kammern sind jedoch be- 
fugt, nicht nur eine vollständige 
Uebersicht und Nachweisung der 
Staats -Bedürfnisse, sondern auch 
eine genügende Auskunft über die 
Verwendung früher verwilligter 
Summen zu begehren. 

Artikel 69. 

Die Auflagen, insoferne sie nicht 
blofs für einen vorübergehenden 
und bereits erreichten . Zweck be- 
stimmtwaren, dürfen, nach Ablauf 



der yerwill%ungs»eit> noch sechs 

Monate fort erhoben werden, wenn 
die Stände- Versammlung aufgelöl&t 
wird, ehe ein neues Finanzgesetz 
zu Stande kommt, oder wenn die 
ständischen . Berathungen > sich ver- 
zögern. 

Diese sechs Monate werden je- 
doch in die neue Finanz - Periode 
eingeiechneL 

Artikel 70» 

Die Gvilhste kann während der 
Dauer der Regierang eines Grofe- 
herzogs weder, ohne Seine Bewil- 
Hgung , gemindert , noch ^ ohne 
Zustimmung der Stände, erhöliet 
werden» 
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Artikel 71. 

In außerordentlichen Fällen, wo 

drohende äufsere Gefahren die 
Aiijhahme von .Gapitalien dringend 
erfordern, die Eiaberiifung der 
Stände aber, oder eine vorläufige 
Berathung mit denselben durch 
äulsere Verhältnisse unmöglich 
gemacht wird, kann die Staats- 
Regierung die erforderlichen Sum- 
men lehnbar aufiiiehmen, vorbe- 
hältlich der Nachweisung ihrer 
Verblendung und der Vei^t- 
wortlichkeit der . obersten Staats- 
behörde, 

Ar.tikel 72. 

Ohne Zusliiiiinung der Stände 
kann kein Gesetz, auch in Bezug 
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auf das Landes-Poiizey-Wesen, ge- 
geben, aufgehoben, oder abgeän- 
dert werden. 

Wenn bei bestehenden Gesetzen 
die doctrincUe Auslegung nicht 
hinreicht, so tritt nicht authen- 
tische Auslegung , sondern die 
Nothwendigkeit einer neuen Be- 
stimmung, durch einen Act der 
Gesetzgebung ein. 

Artikel 75. 

Der Grofsh erzog ist befugt, ohne 
ständische Mitwirkung die zur 
Vollstreckung und llaudhabung 
der Gesetze erforderlichen, so 
wie die aus dem Aufsichts- und 
Verwaltungsrecht ausllielsenden 



Digitizcü 



SS «MM 

Verordnungen und Anstalten zn 

treflen und in dringenden Fällen 
das Nöthige zur Sicherheit des 
Staats vorzukehren* 

Artikel 74. 

Dem Grofeherzoge steht die aus- 
schliefsende Verfügung über das 
Militär, die Formation desselben, 
die Disciplinar- Gewalt und das 
Recht, alle den Kriegsdienst be- 
treffenden Verordnungen, zu er- 
lassen, ohne ständische Mitwir-- 
kung zu. 

Der erlassene und von dem 
Grolsherzoge hinsichtlich der OP- 
ficiere noch zu erlassende Militär- 
StraCCodex soll jedoch, in so ferne 



er sich nicht auf die bezeiciincLen 
Gegenstande bezieht, ohne stän- 
dische Mitwiikung künftig keine 
Abänderung erleiden« 

Artikel 75. 

Wenn äueh nur eine Kammer 

gegen einen Gesetzesvoisch kig 
stimmt , so bleibt das Gesetz 
ausgesetzt. 

^Vird aber ein solches Gesetz 
auf dem nächsten Landtage ' von 
der Regierung den Ständen wie- 
der vorgelegt und wieder von der 
einen Kammer abgelehnt, von der 
andern aber angenommen, so 
w^erden, w^enn die Regierung es 
nicht vorzieiiL , den Vorsciilag 
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zurückzunehmen , die Stimmen 

für und wider die Annahme in 
beiden Kammern zusammenge- 
zählt und es wird, nach der sich 
dann ergebenden Stinmienmehr- 
heit, für oder gegen die Annahme 
entschieden. 

Artikel 76. 

Gesetzes-Entwürfe können nur 
von dem Grolsherzoge an die 
Stände, nicht von den Ständen 
an den Grofslierzog gebracht wer- 
den. Die Stände können aber, 
im Wege der Petition , auf neue 
Gesetze, so wie auf Abänderung 
oder Aufhebung der bestehenden 
antragen. 



Artikel 77. 

Aushebungen zur Vermehrung 
der Truppen üb^r die Bundes- 
pilicht hinaus können nur durch 
em Gresetz bestimmt werden, un- 
beschadet jedoch des Rechts der 
Staatsregierung , in dringenden 
Fällen die zur Sicherheit und Er- 
haltung des Staats nothwendigen 
Vorkehrungen zu treffen. 

Artikel 78. 

Die gesammte Staatsschuld, wel- 
che ohne ständische Einwilligung 
nie vermehrt werden kann, ist als 
solche durch die Verfassung ga- 
rantirt. Die Art und Weise üi- 
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rer Zurückzahlung bestimmt . das 

Schulden Lilgungsgesetz. 

Artikel 79. 

Die Kammern haben das Rechte 

dem Giofsherzoge alles dasjenige 
vorzutragen, was sie, vermöge ei- 
nes übereinstimmenden Beschlus- 
ses, für geeignet hallen, um als 
eine gemeinschaftliche Beschvsrer- 
de, oder als ein gemeinschallliclier 
Wunsch an Ihn gebracht zu wer? 
den* 

Artikel 80. 

Insbesondere haben auch die 

ständischen Kammern die Befug- 
nife, auf die in dem vorhergehen- 



den Artikel bestimmte Art dieje- 
nigen Beschwerden an den Grofe- 
herzog zu bringen, welche sie sich 
gegen das Benehmen der Staats^ 
diener aufzustellen bewogen fin- 
den könnten. 

Artikel 81. 

Einzelne midCJorporationen kön- 
nen sich nui^ dann an die sLändi- 
schen Kammern wenden, wenn 

sie in Hinsicht ihrer individuellen 
Interessen sich auf eine unrecht- 
liche, oder unbillige Art für ver- 
letzt oder gedrückt halten und 
wenn sie zugleich nachzuzeigen 
vermögen, dafs sie die gesetzlichen . 
und verlässungsmälsigen W^e, um 
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bei den Staatsb(^h(jrden eine Ab- 
hülfe ihrer Bescliwerden zu er- 
langen» vergeblich eingeschlagen 
haben. 

Eine solche Petition kann den 

Sliinden, aycihi sie dieselbe nicht 
albbald, oder nach den ihnen von 
dem Geheimen Staats-Ministerium, 
oder den Landtags- Commissaiien 
ertheilten Auskunft, als ungegrün- 
deL V enverfen, Veranlassung geben, 
von der in den vorhergehenden Ar- 
tikeln ansgesprochenen Befngnils 
der iieschweide-r ülu'ung Gebrauch 
zu machen. 

Ein Petitionsrechl der Einzelnen 
und der (Korporationen in Hinsicht 
allgemeinei' politischer Interessen, 



weldie zu wahren, blofs den Stän- 
den gebührt, findet nicht Statt und 
eine Vereinigung Einzelner, oder 
ganzer Corporationen für einen 
solchen Zweck ist gesetzwidrig 
und strafbar. 

Artikel 8a. 

Wenn die eine Kammer der an- 
dern in Hinsicht auf eine Petition 
oder Beschwerde- Führung nicht 
beistimmen sollte, so bleibt es der 
letzteren unbenommen, die höchste 
Regierung \on der bealjsichtigten 
Petition, oder Besch werde - Füh- 
riuig. im Wege der gewöhnlichen 
Mittlieilung, mit dem Bemerken in 
Kenntniis zu setzen, dafs dieselbe 
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der andern Kammer, welche aber 
ihreZusliiiimung versagt habe, mit- 
getheilt worden sey. 

Artikel 65. 

Die Stände sind für den Inhalt 

ilii er freien Abstimmung nicht ver- 
antwortlich. Dagegen schützt das 
Rechl der freien Meinungs-Aeiifse- 
rung nicht gegen den Vorwurf der 
Verläumdung, welche Einzelne in 
dieser Aeußerung etwa linden soll- 
ten. 

Den Einzelnen bleibt in solchen 
Fällen das Klagerecht, welches ih- 
nen gegen Verlänmdungen nach 
den Gesetzen zusteht. Klagen die- 
ser Art sollen bei dem Provinzial- 



Justiz - CoUeg derjenigen Provinz 
angebracht wei den, in welchei* der 
Landtag gehalten wird. 

Artikel 84. 

Während der Dauer des Land- . 

tags sind die Personen, welche zu 
der Stände- Versammlung gehören, 
keiner Art von Arrest, als mit Ein- 
wilhgung der Kammer, zu wel- 
cher sie gehören, unterworfen, den 
Fall der Ergreifung auf frischer 
That bei strafbaren Handlungen 
ausgenommen, in AAclchem Falle 
aber alsbald der Kammer, zu, wel- 
cher der Verhaftete gehört, die An- 
zeige (lesA oriails, mit Entwickelung 
der Gründe, gemacht werden soll. 
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Artikel 85. 

Der Grofsherzog ernennt den er- 
sten Präsidenten der ersten ELam- 
mer für die Dauer des Landlags. 

Sobald l derjenigen Mitgliedei*, 
welche einberufen werden mußten 
und hätten erscheinen können, ein- 
getroffen ist, versammelt der lan- 
desherrliche Commissär die Kam- 
mer, um dieselbe vorläufig zu con- 
stituiren, worauf sie, unter Vorsitz 
des ersten Präsidenten, oder, wemi 
noch keiner ernannt seyn sollte, 
unter Leitung des Commissärs, dem 
Grc^beraoge drei Mit|[lieder, mr 
Alls^\ahl d(\s zAveiten Präsidenten 
für diesen Land lag vorschlägt und 
alsdann zur Wahl zweier Secreta- 
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rien für die Dauer dieses Landtags 
schreitet 

Artikel 86. 

Die Zweite Kammer kann, sobald 
27 Mitglieder erschienen sind, de- 
ren Zulassung keinem Zw eifel un- 
terworfen zu seyn scheint, vorläu- 
fig constituii L w erden. 

Dieses geschiehet durch die iEin- 
weisungs-Commission. Bei der Be- 
rufung eines Landtags mit neuen 
Wahlen wird alsdann sogleich, un- 
ter der Leitung der Einweisungs- 
(Kommission, zur Auswahl von 6 
Mitgliedern gescin itLen , welche 
dem Grofeherzoge, zur Ernennung? 
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des ersten und zweiten Präsiden- 
ten, vorgeschlagen werden. Bei der 
Berufung eines Landtags ohne neue 
Wahlen dagegen, wird die Einwei- 
sungs - Commission dem ältesten 
. Mitgliede der Rammer einstweilen 
den Präsidentenstuhl anweisen, 
um, unter Assistenz zweier Se- 
cretäie, welche dasselbe sich zu 
diesem Acte ernennt, zur Wahl 
der 6. zu den Präsidentenstellen 
vorzuschlagenden Mitglieder zu 
schreiten. 

Sobald die Präsidenten für die- 
sen Landtag ernannt sind, wird zur 
Wahl der beiden Secretaiien für 
diesen Landtag geschritten. 



Artikel 87. 

Die definitive Entscheidung über 
die Gültigkeit der Wahlen und über 
die Zulassung, Abweisung, oder 
Befreiung der Mitglieder der Ram- 
mem gehört zu der Competenz 
einer jeden Kammer, sobald die 
ständische A ersammlung eröfliiet 
worden ist. 

Artikel 8& 

Die Erölhiung der Stande-\ er- 
sammlung geschieht mit beiden 
Kammern zugleich \ on dem Grois- 
herzoge in Person, oder von einem 
von llmi dazu ernannten Com- 
missär. 
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Die neu eintretenden Mitglieder 
der Stände leisten bei dieser Eröff- 
nung folgenden Eid: 

Ich schwöre Treue dem Grofs- 

herzoge, Gehorsam dem Ge- 
setze, genaue Befolgung der 
Verfassung, und in der Stände^ 
Versammlung nur das allge- 
meine Wohl, nach bester, eig- 
ner, durch keinen Auftrag be- 
stimmter Ueberzeugung, bera- 
then zu wollen. 

Die nach der Eröffiiung erst ein- 

tretenden Mi tgheder schwören die- 
sen Eid in die Hände des Präsiden- 
ten ihrer Kammer. 



Artikel 89. 

Die Propositionen der Regierung 
werden den Kammern, oder der- 
jenigen, welche zuerst darüber be- 
rathen soll» durch Mitglieder des 
Geheimen SlaaLs - Ministeriums, 
oder durch die ernaimten Land- 
tags- Commissarien vorgelegt. 

Artikel 90. 

Jedes Mitglied der Stände hat 
das Recht, in der Kammer, zu 
welcher es gehört, Molionen über 
Gegenstände, welche zu dem Wir^ 
kungskreise der Kaniinern gehö- 
ren, zu machen. 



Artikel 91. 

Die von einer Kammer abgelehn- 
ten Anträge der Regierung, oder 
der andern Kammer, oder eines 
Mitglieds der Kammer können auf 
demselben Landtage nicht wieder- 
holt werden. 

Artikel 92. 

Die Vorbereitung zur Berathung 
geschieht durch gewählte Aus- 
schüsse. 

Artikel g3. 

Zu einem gültigen Beschlüsse 

gehört m der ersten Kammer die 
Abstimmung von wenigstens i der- 
jenigen Mitglieder, welche einbe- 



rufen werden muisten und hätten 
erscheinen können; in der zwei- 
ten Kammer die Abstimmung von 
wenigstais 27 Mitgliedern und in 
beiden Kammern Stimmen -Mehr- 
heit. 

Bei Stimmen - Gleichheit ent- 
scheidet der Antrag der Regierung, 
bei andern Gegenständen die Mei- 
nung für das Bestehende und bei 
Beschwerden gegen öifenthche Be- 
hörden, oder Eiiizehie, die diesen 
günstigere Ansicht. 

Artikel 94. 

f 

Wenn eine Kammer nicht auf 

die Art besetzt ist, welche, nach 
dem vorhergehenden Artikel, zur 
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Fassung gültiger Beschlüsse erfor- 
dert wird, so wird die unvollstän- 
dig Leselzte Kammer als einwilli- 
gend in die Beschlüsse der voll- 
ständig besetzten aiigesehen, 

Artikel gS, 

Die Kammern haben, auiser in 
den besonders ausgenommenen 
Fällen, keine Beratliungen mit 
einander zu pflegen, sondern nur 
iln^e gefafsten Besciilüsse sich ge- 
genseitig mitzutheilen. 

Jedem Aussehusse der einen 
Kammer aber ist es erlaubt, sich 
mit dem entsprechenden Aus- 
schusse der andern Kammer in 
dem Falle zu benehmen, wenn 



der G^enstand zur Berathung 

beider Kammern, ent weder durch 
einen Antrag der Staatsregierung, 
oder durch Mittheilung des Be- 
sclüusses der andern Kammer, ge- 
bracht worden ist. 

Artikel 96. 

Die Stände können mit keiner 
andern Beiiörde, aniser mit dem 
Geheimen Staats- Ministerium und 
den ernannten Landtags- Commis- 
sarien, in Benehmen treten. 

Die Ausseliüsse haben sich mit 
den Mitgliedern des Geheimen 
Staats- Ministeriums und den er- 
nannten Landtags - Commissarien 
zu benehmen, um die erforder- 
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liehen Nachrichten zu erhalten, 
oder um zu einer Ausgleichung 
etwaiger abweichender Ansichten 
zu gelangen. 

Artikel 97. 

Alle Beschlüsse der einen Kam- 
mer iiiüsseii der andern zu gleich- 
mälsiger BeiaÜiung nütgetheilt 
werden, wenn sie nicht solche 
Gegenstände beti*effen, worüber 
verfassungsmäfsig ein Beschluls der 
einen Kammer, unabhängig von 
dem der andern, zur Wirkssunkeit 
gelangen kann. 

Artikel 98. 

Die gemeinschaftlichen Beschlüs- 
se der Kammern werden dem 



y 

Grofsherzoge , oder dem rön Ihm 

dazu l)estiniiiitenComiiiissar, durch 
eine gemeinschaftliclie Deputation 
überreicht 

Artikel 99. 

Die Kammern haben iln e Ver- 
handlungen, insoferne sie sich nicht 
über vertrauliche Eröffnungen der 
Regierung oder der andern Kam- 
mer oder an solche erstrecken, 
duich den Druck bekaimt zu 
machen, 

Artikel 100. 

Unter derselben Voraussetzung 
' haben sie auch das Recht, eine 
bestimmte Anzahl von Zuhörern, 
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nach den darüber bestehenden 
oder küiillig zu trefTenden regle- 
mentarischen Bestimmungen, zu- 
zulassen. 

Artikel loi. 

Der Landtag wird von dem 
Grofeherzoge, entweder in eigener 
Person , oder durch einen dazu 
besonders beauftragten Commis- 
sär, geschlossen und alsdann der 
den Ständen schon vorher mitge- 
theilte Landtags -Abschied, durch 
den Grolsherzog verkündet 



MM* VO 



Titel IX. 

j^Ugemeine Bestimmungen, 
Artikel 102. 

Der Fiscus steht in allen pi ivat- 
rech Iiichen Verhältnissen vor den 
Gerichten. 

Artikel io3. 

Für (las ganze Grorsherzogtlnim 
soll ein bürgerliches Gesetzbuch, 
ein Strargesetzbuch , und ein Ge- 
setzbuch über das A ^erfahren m 
Rechtssachen eingeführt werden. 



i Artikel io4. 

■ 

Ausschliersliche Handels - und 
Gewerbsr Privilegien sollen nicht 
Statt finden , aufser zu Folge eines 
besonderen Gesetzes. 

Patente für Erfindungen dagegen 
kaiui die Regiei uiig auf besLiimute 
Zeit ertheilen. 

Artikel io5. 

Die Strafe der Confiscation des 

ganzen Vermögens soll lür alle 
Zeiten abgeschafit seyn. 

Die an die Stelle trelenden 
zweckniäisigeren Straien wii d das 
Gesetz bestimmen. 
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Titel X. 

Fon der Gewähr der Ferfassung» 
Artikel 106. 

Jeder Rcgierungs - Nachfolger 
sichert, bei dem Antritte seiner 
Regierung, den Ständen die un- 
verbrüchliche Festhaltung der Ver- 
fassung in einer Urkunde zu, wel- 
che den Ständen zugestellt und in 
dem sländischen Archive nieder- 
gelegt wird. 
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Artikel 107. 

Im Falle einer Vormundschaft, 

oder einer anderen Verhinderung 
des Großherzo^^s an der Selbst- 
ausübung der R^erung , schwört 
der VerAveser, bei dem AnLriLt der 
R^entschaft, in einer deshalb zu 
veranslalLenden S Lände- Versamm- 
lung folgenden Eid: 

Ich schwöre, den Staat in Ge- 
mäfsheit der Verfassung und 
der Gesetze zu verwalLen, die 
Integrität des Grolsherzog- 
thunis und die Rechte der 
Krone zu erhalten und dem 
Grolsherzoge die Gewalt, de- 
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ren Ausübung mir anvertraut 

ist, getreu zu übergeben. 

Artikel . 108. 

Alle Staatsbürger sind bei der 

Ansässigmachiing und bei der Hul- 
digung, so wie alle Staatsdiener 
bei ihrer Anstellung, verbunden, 
folgenden Eid , so lerne sie dieses * 
nicht schon gethan haben, abzu- 
legen : 

„Ich schwöre Treue dem 
„ Grolsherzog, Gehorsam dem 
„Gesetze und Beobachtung 
„der Staats- Verfassung," 
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Artikel 109« 

Die Grolsherzoglichen Staats- 
Minister und sämmtliche übrige 
Staats-Diener sind, in so ferne sie 
nicht in Folge von Befehlen ihrer 
vorgesetzten Behörden handeln, 
jeder innerhalb seines Wirkungs- 
kreises für die genaue Beobach- 
tung der Yei'lassung verantwort- 
lich.« 

Das Gesetz über die Verant- 
wortlichkeit der Minister und der 
obersten Staatsbehörden bildet 
einen integrirenden Theü der 

A'erfassung,^ 



Artikel iio. 

Abänderungen und . Erläuterun- 
. gen der Verfassungs-Urkunde kön- 
nen nie anders, als mit lünwilli- 
gung beider Kammern, geschehen. 

In der zweiten Kammer ist hier^ 

zu die ZusLinunung von wenigstens 
26 Mitgliedern und in der ei-sten 
]\ammer, bei Stimmen- Mebrlieit, 
die Zuslimmung .von ^^ oiiigstens 
12 Mitgliedern erforderlich. 

Ist aber die Anzahl der an der 

AbsLimnuing vs irklicli Tlieil neh- 
menden Mitglieder so groß, dafe 
3 davon mehr belragen, als die 
ausgediückten Zahlen, so ist die 
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Zustimmung von l der wirklich 
Abstimmenden eribiderlich. 

Indem Wir die vorstehenden Be- 
stimmungen hiermit als die Staats- 
G rund- Verfassu ng Unsers G rols- 
herzogthums öilentlich erklären, 
versichern Wir zugleich hierdurch 
förmlich und feierlich, dals Wir 
die darin enthaltenen Gelobungen 
nicht nur Selbst treu und unver- 
brüchlich halten, sondern auch 
diese Verfassung gegen alle Ein- 
griffe und A^erleLzungen zu schützen 
und zu erhalten, stets bedacht seyn 
werden. 

Dessen zur Urkunde haben Wir 

dieses Staats- Giundgesetz eigen- 



händig unterschrieben und mit 

dem grofsen Slaats-Siegel versehen 
lassen» 

So geschehen in Unserer Resi- 
denzstadt Darmstadt den xvn. De- 
cember Eintausend Achthundert 
und Zwanzig. 

Ludewig. 

von Grolman. 





* Mitglieder der Ständeversammlung 
in den Jahren 1820 und 1821. 



a.) ' Mitglieder der ersten Xammer» 

Se. Hoheit der Groß- und Erhprins von Hessen. 

Se. Hoheit der Prinz Georg von Hessen. 

Se. Hoheit der Prinz Emil von Hessen, i, 

Se. Ilochfürsiliclie Durchlaucht, der Herr Landgraf 

Christian von Hessen. 
Se. UochfürstUche Durchlaucht, der Herr Landgraf 

Ludwig von Hessen. 
Graf von Stolberg Orlenierg.' 
Graf von Ysenhurg ßiidingen. Iii. 
Graf von Erbach Fürstenau. II. 
Graf von Solms Jiödeliieim. f. 

Freiherr Biedesel zu Eisenbach, Präsident der Kammer. 



MM« OO %MM 

ißon fFreden, Geheimer Staatsrath. Sekreiar der Kam- 
mer, n. iiL 

Sckmidt, geistlicher Geheimer Rath, Prilat und Professor 
' zu Glessen, n. 

Arens , Ivan/.ler der Universität Giessen, Sekretär der 

Kninnier. It. III. 
Freiherr von Wicsenhüllm, wirklicher Geheimer Rath. L 
Freiherr da Bas du Thä, Staatsminister. L IL 
Freiherr Mappcs von Mainz , Mitglied des Provinzial- 

raths. IIL 

b.) Mitglieder der »weiten Kammer 
Ib alpbahclitehtr Ordn«Bg. 

AuUf aus Mainz , AdvoJuit IL III. 

Baiser, aus Giessen, Dr. und Prof. der Medidn. L IL 

Bläfs , ans Vimheim j Schultheiis. 

Braun, aus Oppenheim, Inspektor und refoim. Pfarrer. 
hrßulcnstein (Freiherr von und zn) aus Breidenstein, 

Hof- niid Regiemngsrath. Zweiter Präsident der 

Kanuner. L 
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. Buieckf (Freiherr von) zu Altenbiueck. Rittmeuter. 
Eigenbrodt^ aus Darmstadt , Oberforstrath und. Direktor 
der Appellations-Kommission in Admiuistratiy-Jusüz- 

Sacheii aus der Pioviuz Rlieiuhesseu. Erster Präsi- 
dent der Kammer. 

Engeroff, Posthalter zu Grolsgerau. 

Fächer y Bierbrauer aus Seligenstadt. 

Fimhdber^ (von) von Eberstein^ aus Rodheim, Kammer- 
herr und Rittme'ister. 

F^oretf aus Darnistadt, Oberappellationsgerichisrath. I. IJL 

Gagtm (Freiherr von) aus Monsheim, Königlich Nieder- 
ländischer Suatsrath. OL 

Gei/self ans Eudorf, Landmann. 

Gilmer ^ aus Darrasiadt, Hofkammerrath. I. II. 

Grulinan, ^von) , aus Darmsladt^ Kegierungsruth. IL ^ , 

Groth, aus Echzell, Gerich tsschöif. iL 

Hax, aus Darmstadt, Gastwirth. « 

Meyer, aus Glessen, Hof- und Universitäts-Buchhindler. 

Kehide , aus Darmstadt, Oberlcriegsrath. H. 

Keller, aus Biidiiigen, luäpeklor uud Kirchenrath, Sekre- 
tär dpr Kammer. IL 



Ketteil, Sohn, aus Afainz, Großhäodler, Stadtrath, Mitglied 
•d«r Handelskammer und des Handelsgericbts. L UL 

Kick, aus 'Aisleld , Fabiikant. 

JÜnapp , aus Darmstadl , OherappellatioDSgericliisraüi. 

Sekretär der Kammer. LILUL 
&rafl, $U8 Olfenbach, Haadelsmann und Fabrikant. I. 
Mb-öncke, aus Darmstadt, Hofliammerrath. ni. 

Latäem , Vater , aus Mainz , Grofshändler und Sladlrath. 

Li'riz , aus Klciuluicien , LandiiKiiin. 

Lochnuum, aus 'Oroisgerau , Stadischultheüs. 

Ludw^, aus Darmsudt, Stad^farrer. 

Made, aus Wersau, Schultheis. 

Maubuisson (Freiherr von) , ans Worms, Gntsbesitzer. 

iWu^cT, aus Mainz, Grolshaiidler, und erstf r Bi-igeordueter 

der Oberbürgermeijtierei in Main/, i. u. 
Merkel, sen., aus Heusenstamm, Landmann. 
Matemich, aus Heidesheim, Gutsbesitzer. 
Meyer, ans Grunbei i; , Fabrikant. 
Neeb , aus Felda , Landinann. 

JSeeb , aus jNiedersaulh^im, bürgcrmeister und Mitglied 
des JProviimairaths. IIL 
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Peerrot, aus Alzey, Mitglied des Piovinzialratlis. I. 

Pistorius, aus Worms. 

Jhinz, aus Niederaorke, Oekonom. 

Rabenau (Freiherr von Nordeck zu Rabenaa)» ausBarm- 

stadty Rammerherr uod Rittmeister. IIL 
Reuter, aus Haarliausen , Landmann. 
Rudcnstcin (Freiherr Ueberbruck von), aus Benslieim, 

Kamuierherr. lU. 
Schenck (Freiherr Schenck zu Schweinsberg), aus Wiü- 

dershausen, Rittmeister. I. 
Schenck (Freiherr Schenck znr Sorge), Hauptmann. 
Sclu nk , aus Dai ni.^iadi , Oherkriegsraüi. L IL 
Wi'her y aus Arheilgen, Gastwirth. 
Wiener t aus Bingen, Notar. I. n. 
ZöpfuitSf aus Darmstadt, Kaufmann und Fabrikant 

nie '>[ifgHeder der itJindigcn An»iclifi»»r !n dm firiiU-n Kammern «ind durch 
«lie Zahlen I. IV. und III. bcKeicbnel, >o dalt I. die Mitglieder de* crticn, II. die 
JUit^lcdw <M sw«lt«i vad UL dl« Mil|licd«r dM driim AmmcIhinw iMdraicf; 



DtF.MSTVDT. 

(tdnuki dank H &. Wo», Fikur itt WiU'K)i<a BitcUfacktML 
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